
Bundessozialgericht
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I m N a m e n d e 5 V o l k e s

Verkündet am _ _160 Juli ■968 U r t e 1 l

in dem Rechtsstreit‘
Reg0bersekretär

Schriftführer
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Klägerin und Revisionsbeklagtea

@ e g e n
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Beklagter und Revisionsklägero

Der 9„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 160 Juli 1968 durch

Senatspräsident Dr° N e u h a u s

7 Vorsitzender — „
Bundesrichter Dro N a i s c h und

Bundesrichter S c h i n d l e r „
Bundessozialrichter L öf f l e r und

Bundessozialrichterin K u n d e n r e i c h

für Recht erkannt;

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

250 September 1965 wird mit der Maßgabe zurückge—

wiesen„ daß die in dem Urteil des Landessozial—

gerichts aufrecht erhaltene Verurteilung des Be—

klagten zum Ersatz der entstandenen Aufwendungen in

Höhe von drei Vierteln der aufgewendeten Kosten

nur den noch streitigen An5pruch auf Ersatz der
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aus Anlaß der Krankenhausbehandlung von Georg
K;::xri in der II„ Pflegeklaäse erstatteten Arzt—

kosten betrifft9 und daß die Kostenentscheidung

des Sozialgerichts aufgehoben wird(’ ‘

Außergerichtliche Kosten des Klage—„ Berufungs—

und Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten„

9.5iii„‚n_si_.e._i

Bei dem freiwillig weiterversicherten Mitglied der klagen—

den Ersatzkasse3 Georg K;Trßtüf(Ko)‚ wurde u„a„ als Schä—

digungsfolge im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)

”Verlust des rechten Beines im Unterschenkel oberhalb der

Schaftmitte‚ Stumpfnarbe° Frisdher‚ noch nicht prothesen—

reifer Stumpf“ anerkannt; die Gesundheitsstörungen wurden

gemäß Bescheid vom 70 Oktober 1960 rückwirkend ab 1„ Okto—

ber 1959 mit einer Gesamtminderung der Erwerbsfähigkeit

(MdB) um 70 VOH„ bewertet„ Vom 22„ August bis 440 September

1960 wurde K° wegen seiner anerkannten Schädigungsfolgen

in der II„ Pflegeklasse der Berufsgenossensehaftlichen Krane

kenanstalten "Bergmannsheil" in Bochum stationär behan—
deltu Die Klägerin gewährte ihm aufgrund ihrer VersicherungaL

bedingungen (VB) neben dem Pauschalsatz der einfachen

(lllo Pflegeklasse Kosten der ärztlichen Behandlung nach

Anlage 4 des Arzt/Ersatzkassen—Vertrages (Arzt—EOVO)‚ wie

sie bei einer Behandlung in einem sogenannten Belegkranken—
haus oder in einer Klinik von der Kasse unmittelbar hätten

vergütet werden müssen (bei den Krankenanstalten “Berg—

mannsheil“ handelt es sich nicht um ein solches Beleg—

krankenhaus)„ Die VB ($ 46 Abs° 1) unterscheiden zwischen
zugelassenen und anderen Krankenhäusern; zugelassen sind

die staatlichen oder kommunalen Krankenhäuser und die

Krankenhäuser„ deren Bedingungen die Kasse anerkannt hat°

In Anweisungen9 die die Klägerin im September 4960 an ihre

Geschäftsstellen gesandt hat9 wird noch weiter zwischen
[
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Anstalts— und Belegkrankenhäusern unterschieden‚ womit

offenbar nur eine Unterteilung der "zugelassenen" Kran—

kenhäuser vorgenommen werden sollteo

Die Klägerin führte mit dem Hauptbeleg Nr° 565 für das

II„ Vierteljahr des Rechnungsjahres 4960 die ihr für die

stationäre Behandlung des K„ entstandenen Kosten im Gesamt—

betrage von 505‚40 DM auf und legte sie dem Anspruch auf

Ersatz von 5/4 dieser Kosten nach 5 49 BVG (= 577‚75 DM)

zugrunde„ Darin waren uoao neben den für Krankenhauspflege

entstandenen Kosten auch Krankenhausarztkosten im Betrage

von 99„6O DM — die Arztreehnung lautete über 400809—— DH —
enthalten„ Der Beklagte lehnte mit Schreiben vom 44„ Okto—

ber 4964 die anteilige Erstattung der Arztkosten von 99960 DM

ab9weil der Ersatzanspruch nach @ 49 BVG nur in Höhe von
5/4 der Krankenhauskosten geltend gemacht werden könne; zu
diesen Kosten gehörten nur Beträge9 die die Krankenkassen

vertraglich für stationäre Behandlung zu zahlen hätten9

ferner Arztkosten‚ soweit sie nicht im Pflegesatz enthal—

ten seien„ und sonstige mit der stationären Behandlung in

Zusammenhang stehende Kosten; die jetzt geforderten Arzt—

kosten gehörten nicht zu den Krankenhauskosten°

lm Klageverfahren hat die Klägerin
ausgeföhrt9

Zweck der

zusätzlichen Erstattung der Arztkosten nach 5 46 Abs„ 4 der

VB iVm Anlage 4 des Arztvertrgges‚ die.lediglich von der
medizinischen Notwendigkeit der stationären Behandlung ab—

hängig gemacht werde„ sei es‚ bei einer Behandlung in der

besseren Pflegeklasse überhaupt Erstattungen gewähren zu
können? die ohne diese Ausnahmebestimmung nicht zulässig

wäreno Von der Möglichkeit? die Erstattung auf die Pflege—

kosten der allgemeinen Pflegeklasse zu beschränkenq werde

dann Gebrauch gemacht„ wenn ein Versicherter die statio—

näre Behandlung in einem Nichtvertragskrankenhaus wünscheo

Bei den Krankenhäusern entstünden in der allgemeinen Pflege—

klasse nur Arztkosten$ wenn es sich um sogenannte Beleg—
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} Krankenhäuser handele„ Trotz @46 Abs„ 2 der VB.wurden die
Kosten für die 110 Pflegeklasse bis zu dem Betrag er—

vstattetä der in der allgemeinen Pflegeklasse in einem Beleg—

9krankenhaus entstanden wäreoAuch der Beklagte hat ausge—
führt„ Arztkosten neben den vertraglich zwischen Kranken—

kasse und Krankenhaus festgesetzten Pflegekosten seien nur

in sogenannten Belegkrankenhäusern üblich„ Für die Frage‚

ob Arztkosten neben dem vertraglich zu zahlenden Pflege—

satz erstattet werden mußten? sei unerheblich„ ob die Kasse

aufgrund ihrer VB dem Versicherten einen gewissen Betrag

zu den Arztkosten habe ersetzen müsseno

Mit Urteil vom 20° Dezember 4962 hat das Sozialgericht (SG)

den Beklagten verurteilt9 der Klägerin die anläßlich der

Krankenhausbehandlung des Ko entstandenen Aufwendungen

in Höhe von drei Vierteln der aufgewendeten Kosten zu er-

setzen° Es hat die Berufung zugelassen„ Mit Urteil vom

250 September 4965 hat das Landessozialgericht (LSG) die

Berufung des Beklagten zurückgewieseno Streitig sei? in

welchem Umfang die Klägerin Ersatz verlangen könne9 vor

allem„ ob eine über den Ersatz der Pflegekosten der III„

(allgemeinen) Pflegeklasse hinausgehende Vergütung ärzt—

licher Leistungen in einer höheren Pflegeklasse zu ersetzen

sei° Aufgrund der nach 5 44 Abs° 2 BVG durchgeführten Heil—
behandlung der — versicherten — Beschädigten würden bei

Krankenhausbehandlung gemäß % 49 Abso 5 BVG 5/4 der aufge-
wendeten Krankenhauskbsten gewährt„ Zur gleichmäßigen Be»

handlung aller Versorgungsberechtigten sei in Nr° 4 der

Verwaltungsvorschriften (Veer) zu 5 49 BVG definiert9

was zu den Krankenhauskosten gehöre° Dies seien die Beträgen>

die die Krankenkassen vertraglich den Krankenhäusern für

stationäre Behandlung zu zahlen hätten? die Arztkosten9
soweit sie nicht im Pflegesatz enthalten seien? und sonstim

ge mit der stationären Behandlung in Zusammenhang stehende

kosteno Dieser ganz eindeutige Wortlaut der Veer lasse

bereits erkennen? daß der Ersatz von Arztkosten bei
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stationärer Krankenhausbehandlung nicht grundsätzlich
aus—

geschlossen sein Deshalb bestünden keine Bedenken‚ die Er—

satzpflicht bei Arztkosten zu bejahen? wenn seitens des

Krankenversicherungsträgers eine Verpflichtung gegenüber

dem Versicherten in dieser Hinsicht bestanden habe? anderen—

falls ein kriegsbeschädigter Versicherter bei Behandlung

von Versorgungsleiden stets benachteiligt sein Die Klägerin

habe anhand ihrer VB und des Arztvertrages dargelegt‚ wes—

halb sie in den Fällen? in denen — wie hier — eine höhere

als die allgemeine Pflegeklasse in Anspruch genommen werde,

nicht nur die Kosten erstatte„ die in der allgemeinen Pfle—

geklasse entstanden wären° sondern auch noch entsprechend

der Anlage 4 zum Arzt—E„Vo gewisse ärztliche Forderungenc

Diese Regelung halte sich durchaus im Rahmen der Satzung?

wie sich aus @ 16 Absü 2 und 4 der VB eindeutig ergebe°

Der Einwand des Beklagten? bei den Krankenanstalten "Berg-

mannsheil” handele es sich nicht um ein Belegkrankenhaus9

sei unerheblichq weil nach 5 46 Abs„ 4 der VB grundsätzlich
Voraussetzung für den Ersatz notwendig gewordener Arzt-

kosten sei„ daß das in Anspruch genommene Krankenhaus von

der Krankenkasse als solches anerkannt werde„ Zweifelsfrei

handele es sich im vorliegenden Falle um ein solches aner-
kanntes Krankenhaus„ Im übrigen habe die Klägerin„ was

ebenfalls den Bestimmungen der Satzung entspreche„ die Er—

stattung auf die Kosten beschränkt[] die entstanden wären‚

wenn die allgemeine Pflegeklasse eines nach Absatz 1 zuge—
lassenen Krankenhauses aufgesucht worden wäre (eines soge—

nannten Belegkrankenhauses oder einer Klinik)c

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte Verletzung

des 5 19 BVG„ Der Klägerin seien 5/4 der Pflegekosten

für die Illj (allgemeine) Pflegeklasse erstattet worden”

Das LSG habe übersehen9 daß der-Aufwendungsersatz nach 5 49
BVG sich nicht aus den der Krankenkasse ihren Mitgliedern

gegenüber obliegenden Verpflichtungen herleite9

gsondern sich allein aus der allgemeinen versorgungsrecht—
‚ i . _
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lichen Verpflichtung der Krankenkasse‚ die Heilbehandlüng

durchzuführen? ergebe° Der Ersatzan5pruch stelle einen

angemessenen AuSgleich für die Behandlung der bei ihr Ver—

sicherten und zugleich als versorgungsberechtigt anerkannw

ten Mitglieder daro Der Vollpauschalsatz sei der Betrag?

den die Krankenkasse vertraglich für die stationäre Behand—

lung zu zahlen habe‚ und zwar als Vergütung für die gesamte

kassenärztliche Versorgung im Sinne der Reichsversiche-

rungsordnung (EVO)o In dieser Gesamtvergütung seien auch

die Arztkosten bei einer Krankenhausbehandlung enthal—

ten und abgegolten° Dagegen werde der anteilige Ersatz der

Arztkosten neben dem Pauschalsatz der einfachen Pflegeklasse

nicht von 5 19 BVG erfaßt oder gedeckto Das Verfahren der
-Krankenkasse übersteige das Maß und lie Grenze der notwen—

digen Krankenpflege° Der Beklagte beantragt?

das Urteil des LSG und das Urteil des SG ’

aufzuheben und die Klage abzuweiseno

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

% 19 BVG setze nicht voraus? daß der Aufwand an Krankenhaus—

kosten nur in einem Pauschalsatz bestehen dürfe° "Aufgew
wendet" seien KrankenhauskoSten im Sinne des 5 49 BVG auch

dann? wenn die Leistung nicht pauschal abgegolten9 sondern

nach Maßgabe der bestehenden Verträge zergliedert werde und

die notwendige ärztliche Behandlung gesondert zu vergüten

sei‚ wie dies bei den sogenannten Belegkrankenhäusern re—
gelmäßig der Fall sei„ Die VB9 die in Bezug auf die

Leistungsansprüche der Versicherten als Satzung zu gelten

hätten (BSG 463 465)‚ machten es erforderlich‚ die Kran—
kenhauskosten aufzuwenden„ die entstanden wären9 wenn ein‘

Belegkrankenhaus oder eine Klinik aufgesucht werden wäreo

Der Beklagte bestreite auch nicht‚ daß die Klägerin nach
\\

s 16 Abs° 4 der VB nach pflichtgemäßem Ermessen verpflichtet
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gewesen sei9 bei grundsätzlich notwendiger stationärer

Behandlung in der besseren Pflegeklasse dem Versicherten

Kostenersatz in der Höhe zu leisten? in der ihr Aufwendungen

bei einer Einweisung in die einfache Pflegeklasse eines

Belegkrankenhauses entstanden wären° Der Gleichbehandlungs—

grundsatz wäre verletzt, wenn die Kasse die selbst—beschaff—

te Krankenhauspflege gleichen Umfangs einmal nur\mit einem

Pauschalsatzv das andere Mal mit einem belegärztlichen

Honorar neben einem ermäßigten Pauschalsatz vergüten würde‚

je nachdem„ ob der Versicherte ein allgemeines Krankenhaus9

ein Belegkrankenhaus oder eine Klinik aufgesucht haben So—

weit der Beklagte der Meinung sei, der im Falle einer

Behandlung im Belegkrankenhaus aufzuwendende ermäßigte

Pauschalbetrag umfasse bereits eine Vergütung für beleg—

ärztliche Behandlung„ so daß die dafür geforderte Vergütung

einer doppelten Bezahlung von Arztkosten gleiohkomme9

rüge der Beklagte einen Mangel im Verfahren des LSG; denn

darüber„ ob in der Abgeltung der belegärztlichen Behand—

lung durch Abgeltung mit einem Pauschalbetrag und einer

vertraglich festgelegten besonderen Vergütung eine Doppel—

bezahlung liege? enthalte das angefochtene Urteil keine

Feststellungen„ Eine solche Rüge5 die lediglich in der Auf—

stellung einer Tatsachenbehauptung bestehe‚ entspreche aber

nicht den Anforderungen des 5 464 Absu 2 Satz 2 des Sozial—
gerichtsgesetzes (SGG)„ Es treffe tatsächlich auch nicht zu‚
daß den Belegkrankenhäusern eine doppelte Vergütung für be—

legärztliche Behandlung gezahlt werdeo Es könne keineswegs

angenommen werden? daß die Krankenkassen in ihrer Gesamtheit

mit Belegkrankenhäusern und Kliniken Verträge abgeschlos—

sen haben könnten? durch die die ärztliche Tätigkeit bei
stationärer Behandlung zweifach vergütet werde9 diese somit

in dem Pauschalsatz und in der besonderen Vergütung enthal—

ten sei„
\

:

l
‘

Die durch Zulassung statthafte Revision (5 462 Abs„ 1 Nr„ 1
566) ist form— und fristgerecht eingelegt und begründet
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worden (55 4649 466 SGG) und deshalb zulässigo Sachlich
ist sie nicht begründeto

Streitig ist„ ob der Beklagte verpflichtet ist„ der Klage—

rin Arztkosten zu ersetzen? die ihr im Betrage von 99960 DM

dadurch entstanden sind? daß KO in die II„ Pflegeklasse

der Berufsgenossenschaftlichen Krankenanstalten "Bergmanns-

heil" aufgenommen wurde? und welche die Klägerin gemäß 5 46

Abs„ 4 der VB iVm der Anlage 4 des Arzt—EQVD ihrem Mit—

glied K„ ersetzt hat° Das LSG hat den ErsetzenSpruch be—

jaht9 weil aufgrund der VB eine Verpflichtung der Klä—

gerin zum teilweisen Ersatz der Aufwendungen des K„ für

Arztkosten aufgrund der Aufnahme in der Ile Pflegeklasse

bestanden habe und diese Regelung sich auch im Einklang mit

der Satzung halteo Es sei unerheblich? daß es sich bei

den Krankenanstalten ”Bergmannsheil“ nicht um ein Beleg—

krankenhaus handeleo
’»

Die Revision hat nur Verletzung des 5 49 Abso 5 BVG gerügt

und — jedenfalls ausdrücklich — keine Verfahrensrügen er—
hoben; soweit sie nunmehr geltend macht? das LSG habe über—

sehen‚ daß die zusätzliche Erstattung von Krankenhaus-

Arztkosten neben dem Pauschalsatz der III„ Pflegéklasse

einer doppelten Vergütung für Arztkosten gleichkomme9 ent—

spricht dieses Vorbringen — wenn damit ein Verfahrensman—

gel gerügt werden soll — nicht den Erfordernissen? die

€ 464 Abs„ 2 Satz 2 SGG an eine Verfahrensrüge stellt° Im
Verfahren vor<%m LSG wurde nur darüber gestritten7 ob der

Beklagte nach 5 49 Abs„ 5 BVG idF des Ersten NeuordnungSw

gesetzes6hNOG) vom 270 Juni 4960 (BGBl I 455) verpflichtet

sei‚ Arztkosten zu erstatten? die die Klägerin nach ihren

VB ihrem Mitglied ersetzen mußte‚ und ob es einen Unter—

schied begründen könne9 daß Ko in die 110 Pflegeklasse eines

Krankenhauses aufgenommen worden war? mit dem die Kläw
gerin keinen Vertrag geschlossen hatte° In diesem Zusammen_

hang hat der Beklagte insbesondere nicht vorgebracht„ daß

die dem K„ tatsächlich erstatteten Kosten unangemessen

‚_9_.
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hoch gewesen seien? insbesondere einer Doppelbezahlung

für ärztliche Behandlung gleichkämen° Zur Begründung eines

Verfahrensverstoßes gemäß den 55 1059 128 SGGhätte somit
dargelegt werden müssen„ weshalb das LSG nicht von einer

medizinisch gebotenen stationären Behandlung des K„ und

nicht von einer Verpflichtung der Klägerin zum Ersatz eines

Teiles der gesondert in Rechnung gestellten Arztkosten

hätte ausgehen dürfen„ und aus welchen Umständen sich er—
geben habe.) daß die Vergütung von Arztkosten in der II„

Pflegeklasse einer Doppelbezahlung gleichkommen Ausführun—

gen hierüber wären umso weniger entbehrlich gewesen‚ als

nach dem unstreitigen Vorbringen der Beteiligten in Beleg-

krankenhäusern Arztkosten auch in der allgemeinen (IIIO)

Pflegeklasse entstehen und zusätzliche Arztkosten nach den

VB der Klägerin (@ 16 Abs„ 1„ 4 und Anlage 4 II 4 des
lrzt—E„Vo)auch bei Behandlung in Vertragskrankenhäusern

nur ersetzt werden9 wenn die stationäre Behandlung nicht

d‘rch das Krankenhaus geregelt und durch den Pflegesatz

nicht abgegolten ist (S 9 des Arzt—E0Vo‚ Vgl„ auch Anlage 4

II Nr„ 5? Buchst„ a des Arzt—EOVO)° Der Beklagte hätte sich

zur Begründung einer etwaigen Verfahrensrüge auch mit der in

Anlage 4 II Nro 4 des Arzt—EOV„ enthaltenen Vorschrift

auseinandersetzen müssen? daß unter den Voraussetzungen des
S 9 im allgemeinen nur Vertragsärzte zu beteiligen sind?

wenn sie für die stationäre Behandlung der Sozialversicher—

ten in der allgemeinen Pflegeklasse vom Krankenhaus nicht

besoldet oder entsprechend entschädigt werden(! Das LSG

hatte keinen Anlaß? auf diese Einzelfragen einzugehen;

es konnte_vielmehr, da insoweit kein Streit bestand„ davon
ausgehen„ daß für de Klägerin die allgemeinen Voraussetzun—

gen für den Ersatz von Arztkosten nach 5 16 der VB und
Anlage 4 des Arzt—EOV„ erfüllt waren? und daß diese Leistun—

gen im Einklang mit der Satzung standeno Aufgrund dieses
festgestellten Sachverhalts ist die Rechtsauffassung des

LSG auch nicht zu beanstanden„‚ >
Ü}V

910—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 40 _

Nach % 19 Abs„ 5 BVG idF des 1„NOG werden den Krankenkas—

sen bei Krankenhausbehandlung als Ersatz 5/4 der aufge— }

wendeten Krankenhauskosten ersetzto Da die Krankenhausbe—

handlung die ärztliche Behandlung einschließt„ sind auch

die dafür entstandenen Kosten anteilmäßig zu‘ersetzeno Der

Bassung des Gesetzes kann nicht entnommen werden? daß Arzt"

kosten deshalb„ weil sie im Einzelfall gesondert in Rech—

nung gestellt und von der Krankenkasse ganz oder teilwei—

se übernommen worden sind„ nicht erstattet werden könnten°

% 19 Abs° 5 BVG stellt nicht auf die Art der Berechnung

der Kosten für ärztliche Behandlung9 also nicht darauf ab9

ob sie in einem Pauschalsatz enthalten sind oder gesondert

in Rechnung gestellt werden‚ sondern ob sie aufgewendet

worden sind? also auf die Höhe der Kosten„ Wenn es demge—
mäß in Nr„ 1 der Veer zu 5 19 BVG idF vom 140 August

1961 (Bundesanzeiger Nr„ 161 vom 23„ August 1961) heißt;

"Zu den Krankenhauskosten gehören Beträge9 die die Krane

kenkassen vertraglich den Krankenhäusern für stationäre Be—
handlung zu zahlen haben? die Arztkosten„ soweit sie nicht

im Pflegesatz enthalten sind‚ und sonstige mit der statio-

nären Behandlung in Zusammenhang stehende Kosten"9 so ent—

sPricht dies für die Fälle? in denen die Krankenkassen
Verträge mit den Krankenhäusern geschlossen haben„ einer

zutreffenden Auslegung des Gesetzeso.Die Fassung ist aber

zu enge wenn damit zum Ausdruck kommen soll? daß nur die

Beträge berücksichtigt werden könnten9 die die Kranken—
kassen "verträglich" den Krankenhäusern (d0h„ aufgrund der

zwischen ihnen geschlossenen Verträge) zu zahlen habeno

Eine solche Beschränkung des Ersatzanspruchs ist dem Ge—

setz nicht zu entnehmen„ Die Rechte der Beschädigten wür—

den willkürlich beeinträchtigt„ wenn Aufwendungen der Krane

kenkassen für ärztliche Behandlung ihrer Mitglieder in

Krankenhäusern‚ mit denen sie keinen Vertrag geschlossen

haben? außer Betracht bleiben müßteno '

5 19 Abs{) 5 BVG beschränkt den Ersatzanspruch der Kranken»

_ qq _
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kassen nicht
generell

auf die Aufwendungen„ die durch die

Aufnahme des Beschädigten in der allgemeinen Pflegeklasse

entstanden sind„ Da jedoch Heilbehandlung und Krankenhausbe—

handlung nach 5 14 Abso 2 Satz 1 und 2 BVG von den Trägern
der gesetzlichen Krankenversieherung im Rahmen ihrer nach

Gesetz oder Satzung bestehenden Leistungspflicht durchzu—

führen sind und die Heilbehandlung im Sinne des 5 11 Abs„ 1

Nrn 1 bis 5 BVG? an deren Stelle die Krankenhausbehandlung

treten kann (@ 11 Abs„ 2 BVG)» nach Art und Umfang sich

mit den Leistungen deckt‚ zu denen die Krankenkasse ihren

Iitgliedern gegenüber verpflichtet ist (S 11 Abs„ 1 Satz 2
BVG)? ergibt sich eine unmittelbare Verknüpfung des An—

spruchs auf Krankenhilfe im Sinne der gesetzlichen Kranken—

versicherung (% 182Abs° 1 RVO)‚ an deren Stelle Kranken—

hauspflege treten kann (5 184 Abso 1 Satz 1 EVO)9 mit dem
Ersatzanspruch der Krankenkassen nach 5 19 Abs„ 3 BVG„ Denn

nach % 182 Absö 2 BVD muß die Krankenpflege zwar ausreichend

und zweckmäßig sein„ darf jedoch das Maß des Notwendigen

nicht überschreitenw Deshalb kann auch der Ersatzanspruch

nach 5 19 Abs„ 5 BVG nur die Leistungen betreffen„ zu de-

nen die Krankenkasse nach Gesetz und Satzung — wenn auch

im Rahmen ihres pflichtgemäßen Ermessens
— ihren Mitgliedern

gegenüber verpflichtet ist„ Das sind regelmäßig Verpflegung

und ärztliche Behandlung in der 1110 Pflegeklasse„ ohne

daß es auf die Art der Berechnung für die Kosten der ärzt—

lichen Behandlung ankämeo Die durch die Aufnahme in einer
höheren Klasse entstandenen Mehrkosten sind deshalb in der

Regel von dem Versicherten selbst zu tragen(() während die

Kostena die in der untersten Klasse hätten aufgewendet wer—

den müssenv als Zuschuß zu den Kosten die dem Versicherten

durch die Krankenhauspflege entstehen9 gewährt werden kön—

nen (Brackmann„ Handbuch der Sozialversicherung — bis ein—

‘chließlich 29„ Naehtragslieferung — Bd„ II S„ 400 h;

Peters? Handbuch der Krankenversicherung‚ 16„ Aufl„ Teil

II? S 184 RVO„ Anmo 5—17/364; )0 Ist aber wegen der

Schwere des Falles? der Überfüllung der III„ Pflegeklasse

1
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V oder wegen der Besonderheit des Krankheit5zustandes des Ver«

sicherten (große Schmerzen9 besonderes Ruhebedürfnis) oder

wegen der Notwendigkeit der Behandlung durch einen be—

stimmten Arzt die Aufnahme in die II° Pflegeklasse erfor—

derlich? weil nur hierdurch eine ausreichende und zweck—

mäßigé Krankenpflege im Sinne des 5 482 Abs() 2 EVO gewähr—

leistet ist? so sind die der Krankenkasse durch eine sol—

che Einweisung entstandenen Kosten einschließlich der be—

sonders berechneten Arztkostenauch nach S 49 Abs„ 5 BVG

anteilmäßig zu erstatten„ Der erkennende Senat hat in dem

Urteil vom 22° Juni 4967 — 9 RV 554/66 — bereits zu den
55 40 Abs° 69 44 Abso 4 BVG idF des Zweiten Neuordnungsge"
setzes (2o NOG) — nF — für den dort entschiedenen Fall

der Selbstdurchführung der Heilbehandlung durch den Be—

schädigten vor Anerkennung der Gesundheitsstörung als

Schädigungsfolge ausgesprochen„ daß dem Beschädigten min»

destens die Kosten für diejenige Heilbehandlung zu er—
setzen sindq die auch sonstigen Beschädigten in vergleichw

baren Fällen zusteht? und daß hiernach unter Umständen

auch Kosten der nächsthöheren Pflegeklasse im Sinne des

5 44 Abs° 4 BVG nF übernommen werden könnenc Zwar ist diem

se Entscheidung auch auf 5 44 Abs„ 4 &Halbso BVG idF des
2„ NOG gestützt? wonach in den Fällen? in denen die Ver—
waltungsbehörde Heilbehandlung und Krankenbehandlung

selbst durchführt„ in besonders gelagerten Fällen bei

stationärer Behandlung auch die Kosten der "nächsthöheren
Pflegeklasse" übernommen werden könneno Dieser Halbsatz

ist in 5 44 Abs„ 4 BVG idF des 40 NOG noch nicht enthal—
ten„ Dagegen stimmt die Vorschrift des 5 40 Abs„ 6 Satz 4
BVG in beiden Fassungen darin überein9 daß? wenn eine
Heil» oder Krankenbehandlung von dem Berechtigten vor der

Anerkennung selbst durchgeführt worden ist9 die Kosten

für die notwendige Behandlung "in angemessenem Umfang" zu
ersetzen sind„ Dazu gehören aber auch Kosten der höheren

Pflegeklasse‚ wenn die Aufnahme in diese Klasse medizinisch

angezeigt warc In dem Urteil vom 220 Juni 4967 ist im
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ä

lübrigen auSgeführt® daß das Gesetz auch sonst nicht vorschreibtö

daß die Versorgungsberechtigten stets nur in der III„ Pfle—

geklasse behandelt werden dürften„ Habe die Krankenkasse

die Kosten einer höheren Pflegeklasse übernommen? so wür-

den ihr diese nach 5 19 Abs„ 1 Satz 1 BVG (idF des 2„ NOG)

ersetzt„ Aufgrund der 55 44 Abso 4 Und 2‚ 44 Abs, 2„ 4 BVG

ergibt sich somit„ daß die Ansprüche des Beschädigten gegen

die Versorgungsverwaltung grundsätzlich (mindestens) den
Ansprüchen entsprechen„ die der Beschädigte als Kassenmit-

>glied geltend machen kann„ Nach diesen Grundsätzen ist auch

der Ersatzanspruch der Krankenkasse gegen die Versorgungs—

verwaltung in 5 19 BVG geregelt‚ wenngleich nur ein Iell

der Aufwendungen der Krankenkassen erstattet wird„'
1 . —_ .

Das LSG hat den Ersatzanspruch der
Klägerin‚ der die in

‚„
der 11„ Pflegeklasse entstandenen Arztkosten betraf,

aufgrund des von ihm vorausgesetzten Sachverhalts ohne

Rechtsirrtum bejahen können„ Es hat insbesondere feststel—

len dürfenq daß die Aufwendungen der Klägerin für ärztliche
Behandlung in der II° Pflegeklasse der Satzung entsprachen°

Es hat sich hierfür auf die durch Verfügungen der zustän—

digen Aufsichtsbehörden genehmigten Versicherungsbedingun—l

gen der Klägerin beziehen können„ 5 16 Abso 2 und 4 der VB
bezweckt die Gleichstellung der Mitglieder? die sich nicht

in die allgemeine Pflegeklasse eines Krankenhauses aufneh—

men lassen? und der Mitglieder„ die in ein nicht "zugelas—
senes" Krankenhaus aufgenommen werden? also nicht in ein

staatliches9 kommunales oder ein solches Krankenhaus„ des—

sen Bedingungen die Kasse anerkannt hat (5 16 Abs„ 1 Satz 1

der VB)„ Die Erstattung kann in solchen Fällen aber auch

auf die Kosten beschränkt werden? die entstanden sein wür—

den„ wenn die allgemeine Pflegeklasse eines zugelassenen

Krankenhauses aufgesucht worden wäre (5 16 Abso 4 Satz 5
der VB)„ Damit ist zum Ausdruck gebracht() daß ausnahmswei—
se auch die in der höhaen Pflegeklasse berechneten Arzt—

kosten im Rahmen der in Anlage 4 des Arzt—EN° bestimmten

Leistungen für ärztliche Behandlung berücksichtigt werden

- 44 _
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könneno Voraussetzung dafür ist aber? daß die ärztliche

Behandlung nicht durch das Krankenhaus geregelt und auch

durch den Pflegesatz nicht abgegolten ist (5 9 des Arzt—

E°Vo iVm Anlage 4 II Nr(} 4)o Durch @46 Abs„ 4 der VB er—
langt die Klägerin aber nicht nur die Möglichkeit? Ver—

sicherte? die in einem nicht anerkannten Krankenhaus be—

handelt wurden„ den anderen Mitgliedern gleichzustellen„

sondern auch etwa bestehende Unterschiede in der Höhe des

Pauschalsatzes für die III„ Pflegeklasse oder in der Art

der Berechnung (Aufgliederung in Verpflegungskosten und

Kosten der ärztlichen Behandlung)? die sich auch bei den

zum Vergleich herangezogenen Belegkrankenhäusern in der

allgemeinen Pflegeklasse ergeben können‚ zu berücksichti-

genü Schließlich kann die Krankenkasse aufgrund des 5 46

Abs„ 4 Satz 5 der VB in geeigneten Fällen auch ihrer Ver—

pflichtung gerecht werden? im Einklang mit 5 482 Abs„ 2

EVO nicht nur die regelmäßig bei der Benutzung der 1110

Pflegeklasse entstehenden Kosten“ sondern darüber hinaus

auch bestimmte Beträge für die gesondert in Rechnung ge—
stellte ärztliche Behandlung in einer höheren Pflegeklasse

zu übernehmen° Ob ein solcher Ersatz über die Kosten der

III„ Pflegeklasse hinaus nach 5 482 Absc 2 EVO geboten
ist? kann nur von Fall zu Fall entschieden werdeno Deshalb

ist die in 5 46 Abso 4 Satz 5 der VB enthaltene Kann—Be—
stimmung dennoch im Ergebnis nicht zu beanstanden? wenn

an die Gewährung der Leistungen der Maßstab des 5 482
Abs„ 2 EVO angelegt wird° Aufwendungen der Krankenkassen
sind allerdings nach 5 49 Abso 5 BVG nicht zu berücksich—
tigen? wenn sie dem versorgungsberechtigten Mitglied

nur deshalb als "Kann—Leistung" gewährt werden? weil ein

Kostenersatz nach den Bestimmungen des BVG in Betracht

kommt oder wenn mit ihnen im Ergebnis nur eine Verschiebung

der im BVG geregelten Ersatzleistungen an die Kranken-

kassen zum Nachteil der Versorgungsverwaltung bezweckt

ist (BSG—Urteil vom 230 April 4968
_

9 RV 750/65 — )„ Für

die Annahme‚ daß hier ein solcher Sachverhalt gegeben sein

’„_ 15 „
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könnte„ besteht jedoch kein Anhalt„ Im vorliegenden Fall

hat der Beklagte im Berufungsverfahren nicht bestritten„

daß sich die Klägerin bei der von ihr erbrachten Leistung

im Rahmen der ihr nach ihren VB eingeräumten ptlichtge—

mäßem Ermessen gehalten hat„ Er hat insbesondere nicht

geltend gemacht9 daß die Leistungen der Klägerin unter

Berücksichtigung der bei Belegkrankenhäusern geltenden Be—

dingungen über die nach Gesetz und Satzung zugelassenen
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung hinaus—

gegangen sindo Das LSG konnte vielmehr davon au5gehen9

daß die Klägerin Leistungen nur in diesem Rahmen gewährt

hat und demgemäß der Ersatzanspruch nach @ 49 Abso 5

BVG auch nicht auf einen Ersatz der pauschal berechneten

Kosten nur für Pflege in der III° Klasse beschränkt war°
, ‘ ,

Nach alledem war die Revision des Beklagten
gegen das

Urteil des LSG, mit dem die Berufung des Beklagten gegen
das Urteil des SG zurückgewiesen worden ist? als unbe—

gründet zurückzuweisen° Das SG hat zwar den Beklagten

verurteilt, der Klägerin die anläßlich der Krankenhaus-
behandlung des Ko entstandenen Aufwendungen in Höhe von
5/4 der aufgewendeten Kosten zu ersetzen„ Streitig war
jedoch ausschließlich der anteilige Ersatz der von der

Klägerin nur zu einem geringen Teil (99„60 DM von ins—
gesamt 10080„—— DM) erstatteten Aufwendungen für die

in der II„ Pflegeklasse entstandenen9 gesondert in

Rechnung gestellten Arztkostén; dagegen sind die Kosten

für Pflege in der allgemeinen Pflegeklasse zu 5/4 er—

1
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stattet werden„ Eine entsprechende Klarstellung im

Urteilstenor war deshalb geboten; desgleichen war die

Kostenentscheidung des BG mit Rücksicht auf 5 195 Abs„ 4
GG aufzuhebeno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGGO
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